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Betreff: 

Marktgemeinde Seeboden am Millstätter See; Flächenwidmungsplanänderung 15/2024; Bescheid; 
 

 
 

B E S C H E I D 
 
Über Antrag der Marktgemeinde Seeboden am Millstätter See vom 25. Juli 2025, ha. eingelangt am 
selben Tag, ergeht nachstehender 
 

S p r u c h : 
 
Der Beschluss des Gemeinderates der Marktgemeinde Seeboden am Millstätter See vom 17. Juli 
2025, mit welchem der Flächenwidmungsplan insofern abgeändert wurde, als unter Punkt 
 
15/2024 eine Teilfläche von 2.320 m² aus dem als Grünland-Land- und Forstwirtschaft 

festgelegten Grundstück Nr. 1627/1, KG Seeboden, in Bauland-Dorfgebiet (§ 17 K-ROG 
2021) 

 
festgelegt wurde, wird gemäß § 38 Abs. 6 i.V.m. § 39 Abs. 1 des Kärntner Raumordnungsgesetzes 
2021, LGBl. Nr. 59/2021, i.d.g.F., genehmigt. 
 

B e g r ü n d u n g : 
 

Der Gemeinderat der Marktgemeinde Seeboden am Millstätter See hat in seiner Sitzung am 17. Juli 
2025 beschlossen den Flächenwidmungsplan abzuändern. Mit Schreiben vom 25. Juli 2025, ha. ein-
gelangt am selben Tag, hat die Marktgemeinde Seeboden am Millstätter See die aufsichtsbehördliche 
Genehmigung dieses Beschlusses geltend gemacht. 
 
Mit ha. Schreiben vom 30. Juli 2025, Zl. 15-RO-111-9559/2025-27, wurde die Abteilung 15, Unterab-
teilung Fachliche Raumordnung, des Amtes der Kärntner Landesregierung ersucht, im Gegenstand 
ein raumordnungsfachliches Amtssachverständigen-Gutachten anher abzugeben. 
 
In Entsprechung dieses Ersuchens teilte der raumordnungsfachliche Amtssachverständige der 
Abteilung 15, Unterabteilung Fachliche Raumordnung, des Amtes der Kärntner Landesregierung mit 
Stellungnahme vom 22. September 2025, Zl. 15-RO-111-9559/2025-36, ha. eingelangt am 3. Oktober 
2025, der Aufsichtsbehörde nachstehendes mit: 
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„In Beantwortung Ihres Schreibens vom 30.07.2025 (Zahl: 15-RO-111-9559/2025-27), betreffend die 
vom Gemeinderat der Marktgemeinde Seeboden am Millstätter See in seiner Sitzung am 27.07.2025 
beschlossenen Flächenwidmungsplanänderung 15/2024, ergeht von Seiten der Unterabteilung 
Fachliche Raumordnung folgende Stellungnahme:   
 
 
Umwidmungsbegehren  
 
15/2024  
eine Teilfläche von 2.320 m² aus dem als Grünland-Land- und Forstwirtschaft festgelegten 
Grundstück Nr. 1627/1, KG Seeboden, in Bauland-Dorfgebiet 
 
 
Die Vorprüfung zu dem ggst. Begehren hat wie folgt gelautet: 
 
Vorprüfung - Gemeindedaten - Punkt 15/2024 
 
Stellungnahme Gemeinde: 
Es handelt sich hier um die Hofstelle eines aktiven landwirtschaftlichen Vollerwerbsbetriebes. Im Zuge 
der Hofübergabe an die nächste Generation soll ein Auszughaus errichtet werden und werden 
gleichzeitig die vom landwirtschaftlichen Betrieb bereits benutzte Flächen arrondiert. Da hier nicht die 
Widmung Grünland-Hofstelle besteht, sondern im vorderen Bereich des Grundstückes im Bereich des 
Wohnhauses Bauland-Dorfgebiet, wird es als sinnvoll erachtet, diese Widmungskategorie nach hinten 
zu erweitern. Bereisung ist bereits erfolgt. 
Ergebnis: positiv  
 
Vorprüfung - Fachliche Raumordnung - Punkt 15/2024 
 
Die Fachabteilung kann sich der positiven Stellungnahme der Gemeinde fachlich anschließen. Im 
Wesentlichen handelt es sich um eine (großteils) Bestandsberichtigung der vorhandenen Hof-
stellennutzung (Vollerwerbsbetrieb mit entsprechenden Nebengebäuden), wobei nunmehr auch noch 
ein Auszugshaus im unmittelbar räumlichen Verband errichtet werden soll.  
Einerseits darf nochmals auf eine (teilweise) Bestandsberichtigung hingewiesen, andererseits auf die 
positive Bauflächenbilanz der Marktgemeinde Seeboden am Millstätter See verwiesen werden. 
Entspricht dem ÖEK. 
Ergebnis: positiv mit Auflagen  
 
Zusammenfassende abschließende Stellungnahme  
Dem ggst. Akt beiliegend sind u.a. Stellungnahmen der Abteilung 8 - UAbt. NSCH - Naturschutz vom 
26.06.2025 (positiv), der Abteilung 8 - SUP - Strategische Umweltprüfung vom 18.06.2025 
(gegenseitige Beeinträchtigungen nicht zu erwarten; positiv), der BH Spittal an der Drau, Bereich 8, 
Land- und Forstwirtschaft vom 03.06.2025 (keine forstrechtlichen und forstfachlichen Interessen 
berührt), der Wildbach- und Lawinenverbauung, Gebietsbauleitung Kärnten Nord-Ost vom 26.05.2025 
(außerhalb von Wildbachgefahrenzonen bzw. Hinweis- und Vorbehaltsbereichen).  
 
Ebenfalls beiliegend ist eine Vereinbarung, abgeschlossen zwischen dem Widmungswerber und der 
Gemeinde hinsichtlich der widmungsgemäßen Verwendung innerhalb angemessener Frist (5 Jahre) 
mit entsprechender Besicherung.  
 
D.h. abschließend und zusammenfassend kann somit von Seiten der Unterabteilung Fachliche 
Raumordnung mitgeteilt werden, dass dem ggst. Begehren unter Zugrundelegung des prinzipiell 
positiven Vorprüfungsergebnisses sowie unter Zugrundelegung der beiliegenden Stellungnahmen/ 
Unterlagen/Gutachten fachlich zugestimmt werden kann. Die in den einzelnen Stellungnahmen 
formulierten Auflagen/Empfehlungen usw. sind in den Folgeverfahren abzuklären/vorzuschreiben/ 
durchzuführen/zu kontrollieren.  
 
Raumplanerische Empfehlung:  Fachliche Zustimmung zur Umwidmung“ 
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Gemäß § 38 Abs. 6 K-ROG 2021 bedarf der Flächenwidmungsplan – ausgenommen in den Fällen des 
§ 40 – zu seiner Rechtswirksamkeit der Genehmigung der Landesregierung. Der Bürgermeister hat 
den vom Gemeinderat beschlossenen Flächenwidmungsplan einschließlich der Erläuterungen, der 
eingelangten Stellungnahmen und der Niederschrift über die Beschlussfassung des Gemeinderates 
der Landesregierung zu übermitteln. Werden die Erläuterungen, die eingelangten Stellungnahmen 
oder die Niederschrift über die Beschlussfassung des Gemeinderates nicht übermittelt, ist nach § 13 
Abs. 3 AVG vorzugehen. 
 
Gemäß § 39 Abs. 1 K-ROG 2021 gilt für das Verfahren bei der Änderung des Flächenwidmungsplanes 
§ 38 mit der Maßgabe, dass 
1. Änderungen des Flächenwidmungsplanes – ausgenommen im Rahmen des vereinfachten 

Verfahrens gemäß § 40 – dürfen nach Tunlichkeit nur einmal jährlich erfolgen, wenn nicht 
zwingende öffentliche Interessen vorliegen, und 

1. die Genehmigung auch zu versagen ist, wenn die Voraussetzungen nach § 34 nicht gegeben sind. 
Gemäß Abs. 2 leg.cit. hat die Gemeinde vor der Einleitung des Verfahrens zur Änderung des 
Flächenwidmungsplanes in einem Vorprüfungsverfahren entweder eine Stellungnahme der 
Landesregierung einzuholen, ob der beabsichtigten Änderung des Flächenwidmungsplanes fachliche 
Gründe der Raumordnung entgegenstehen, oder der Landesregierung ein raumordnungsfachliches 
Gutachten eines Sachverständigen vorzulegen, welches bescheinigt, dass der beabsichtigten 
Änderung des Flächenwidmungsplanes keine raumordnungsfachlichen Gründe entgegenstehen. 
 
Sonstige, noch nicht in diesem Verfahren abgeklärte, infrastrukturelle, technische und naturräumliche 
Fragen sind in den noch durchzuführenden Folgeverfahren abzuklären. 
 
Aufgrund dieses Sachverhaltes war unter Bedacht auf die zitierte Rechtslage spruchgemäß zu 
entscheiden. 
 

Rechtsmittelbelehrung: 
 
Gegen diesen Bescheid ist das Rechtsmittel der Beschwerde an das Landesverwaltungsgericht 
Kärnten zulässig. Die Beschwerde ist schriftlich innerhalb von vier Wochen nach Zustellung dieses 
Bescheides beim Amt der Kärntner Landesregierung einzubringen. Die Beschwerde kann auch per E-
Mail oder Telefax eingebracht werden. Die mit jeder Übermittlungsart verbundenen Risiken trägt der 
Absender (zB Übertragungsfehler, Verlust des Schriftstückes). Die Beschwerde hat zu enthalten: 
1. die Bezeichnung des angefochtenen Bescheides; 
2. die Bezeichnung der belangten Behörde; 
3. die Gründe, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stützt, 
4. das Begehren und 
5. die Angaben, die erforderlich sind, um zu beurteilen, ob die Beschwerde rechtzeitig eingebracht ist. 
 

 
Für die Kärntner Landesregierung: 

Der Landeshauptmann-Stellvertreter: 
Martin Gruber 
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